
 
 
 
 
 
Niederschrift 
 
über die gemeinsame Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses und  
des Ausschusses für Planung und Bauwesen der Verbandsgemeinde Rhein-Selz 
(öffentlicher Teil) 
 
vom 17.03.2026 
 
in Oppenheim, Ratssaal des Verwaltungsgebäudes, Sant Ambrogio-Ring 33 
 
 
Beginn: 19:00 Uhr Ende: 20:33 Uhr 1. Teil 
Beginn: 20:45 Uhr Ende: 20:45 Uhr 2. Teil 
  

 
Stimmberechtigt: 
 
Anwesend: 
 
Haupt- und Finanzausschuss 
 
Martin Groth Bürgermeister und Vorsitzender   
Mario Gebhardt Ausschussmitglied   
Robin Dautermann Ausschussmitglied (ab 19:12 Uhr) 

in Vertretung von Schmitt, Joshua 
  

Maria Harutyunyan Ausschussmitglied 
in Vertretung von Schindel, Melanie 

  

Frank Windisch Ausschussmitglied 
in Vertretung von Zimmerer, Hans-Thomas 

  

Hubert Horn Ausschussmitglied   
Susanne Pohl Ausschussmitglied 

in Vertretung von Knappek, Lena 
  

Christina Bitz Ausschussmitglied   
Viola Kern Ausschussmitglied   
Friedhelm Schmitt Ausschussmitglied   
Walter Schweitzer Ausschussmitglied 

in Vertretung von Krenzer, Barbara 
  

Wilhelm Horn Ausschussmitglied   
Raimund Darmstadt Ausschussmitglied   
 
Ausschuss für Planung und Bauwesen 

  

 
Maria Harutyunyan 
Klaus Bechler 

 
Ausschussmitglied 
Ausschussmitglied 

  

Frank Windisch Ausschussmitglied   
Hubert Horn Ausschussmitglied 

in Vertretung von Bläsius-Wirth, Claudia 
  

Rüdiger Horn Ausschussmitglied   
Thomas Kern 
Viola Kern 

Ausschussmitglied 
Ausschussmitglied 

  

Hans-Jürgen Schmitt Ausschussmitglied   
Walter Schweitzer Ausschussmitglied   
Karl Werner Schwind Ausschussmitglied   
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Jochen Grosch Ausschussmitglied   
Jürgen Schiffel Ausschussmitglied   
Cornelia Bendix Ausschussmitglied 

als Vertreterin für Propp, Carsten  
  

 
Entschuldigt: 
 
Nils Steinmetz Ausschussmitglied (Haufi) 

in Vertretung von Propp, Carsten 
  

Stephanie Steichele-Guntrum Ausschussmitglied (Haufi)   
Thomas Herzog Ausschussmitglied (Plaba)   

 
Vertreten: 
 
Joshua Schmitt Ausschussmitglied (Haufi) 

wurde vertreten durch Dautermann, Robin 
  

Melanie Schindel Ausschussmitglied (Haufi) 
wurde vertreten durch Harutyunyan, Maria 

  

Hans-Thomas Zimmerer Ausschussmitglied (Haufi) 
wurde vertreten durch Windisch, Frank 

  

Lena Knappek Ausschussmitglied (Haufi) 
wurde vertreten durch Pohl, Susanne 

  

Carsten Propp Ausschussmitglied (Haufi und Plaba) 
wurde vertreten durch Bendix, Cornelia 
(Plaba) 

  

Barbara Krenzer Ausschussmitglied (Haufi) 
wurde vertreten durch Schweitzer, Walter 

  

Claudia Bläsius-Wirth Ausschussmitglied (Plaba) 
wurde vertreten durch Horn, Hubert 

  

 
Nicht stimmberechtigt: 
 
Anwesend: 
 
Gabriele Wagner 1. Beigeordnete   
Stefan Herte 2. Beigeordneter   
Jutta Hoff 4. Beigeordnete   
Marianne Eckert Ratsmitglied   

 
Entschuldigt: 
 
Dr. Dieter Thomas Tietze 3. Beigeordneter   

 
Für die Verwaltung: 
 
Anwesend: 
 
Reinhold Pfuhl Büroleiter   
Peter Klein 
Julian Mader 

für den Personalrat 
stellvertretender Büroleiter und 

  

 Schriftführung 
 
 
Hinweis: Mitglieder beider Gremien sind zur besseren Übersicht doppelt gelistet.  
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Die Mitglieder des Haupt- und Finanzausschusses und des Ausschusses für Planung und Bau-
wesen der Verbandsgemeinde Rhein-Selz sind mit der Einladung vom 11.03.2026 auf Dienstag, 
17.03.2026, 19:00 Uhr, unter Mitteilung der Tagesordnung einberufen worden. Tag, Zeit und Ort 
sowie Tagesordnung waren öffentlich bekannt gegeben. 
 

Der Vorsitzende stellt bei Eröffnung der Sitzung fest, dass form- und fristgerecht eingeladen 
wurde. 
 

Die Ausschüsse sind nach Anzahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. 
 
 

Der Vorsitzende erläutert, dass das Ziel der Verwaltung ist, für den Neubau eines Verwaltungs-
gebäudes den Antrag zur Förderung im Oktober 2027 einzureichen. Auf Grundlage dieses 
Datums wurde zurückgerechnet. Bei einer Zeit von zwölf Monaten für die Bearbeitungszeit eines 
Planers und die vorgeschalteten Verfahren zur Auswahl, wäre der Beginn des Verfahrens bereits 
im April dieses Jahres, weswegen nicht bis zur nächsten regulären Sitzungsrunde gewartet 
werden konnte. Deshalb wurde eine weitere Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses gemein-
sam mit dem Ausschuss für Planung und Bauwesen notwendig. 
 
Mario Gebhardt (SPD), Mitglied des Haupt- und Finanzausschusses, beantragt die Absetzung 
von TOP 2. Aufgrund der erfolgten Berichterstattung in der Presse sieht die SPD-Fraktion 
weiteren Diskussionsbedarf zu dem Verfahren zur Auswahl eines Grundstücks für den Neubau 
der Grundschule.  
Der Vorsitzende erläutert, dass der Aufstellungsbeschluss zur Änderung bzw. Aufstellung des 
Bebauungsplanes in der gestrigen Sitzung des Gemeinderates Dalheim einstimmig bei drei Ent-
haltungen gefasst wurde.  
Es folgt die Abstimmung zum Absetzungsantrag: 
Ausschuss für Planung und Bauwesen: abgelehnt bei 2 Ja-, 11 Nein-Stimmen und 1 Enthaltung 
Haupt- und Finanzausschuss: abgelehnt bei 4 Ja- und 9 Nein-Stimmen. 
 

Tagesordnung: 
 

Öffentlicher Teil 
 

1. Verwaltungsneubau: 
a) Beauftragung einer Projektsteuerung  
b) Freigabe Vgv Objektplanung 
c) Freigabe der Stufe 2. Wirtschaftlichkeitsuntersuchung 
(Vorlagen-Nummer: 001/2026/0019) 
 

2. Flächennutzungsplan 2030 der Verbandsgemeinde Rhein-Selz; 
Hier: Beratung und Beschlussfassung über den Aufstellungsbeschluss  
gemäß § 2 Abs. 1 BauGB zur 14. Änderung des Flächennutzungsplan 2030  
in der Gemarkung Dalheim, Änderung einer landwirtschaftlichen Fläche in eine 
Gemeinbedarfsfläche Schule. 
(Vorlagen-Nummer: 001/2026/0008) 
 

3. Sponsorenleistungen, Spenden, Schenkungen und ähnliche Zuwendungen  
gemäß § 94 Abs. 3 Satz 5 GemO 
(Vorlagen-Nummer: 001/2026/0015) 
 

4. Mitteilungen 
 

5. Anfragen 
 

 Bekanntgabe der Beschlüsse aus dem nichtöffentlichen Teil der Sitzung 
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Tagesordnung 
 

Öffentlicher Teil 
 
 

1. Verwaltungsneubau: 
a) Beauftragung einer Projektsteuerung  
b) Freigabe Vgv Objektplanung 
c) Freigabe der Stufe 2. Wirtschaftlichkeitsuntersuchung 
(Vorlagen-Nummer: 001/2026/0019) 
 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Die Verbandsgemeinde beabsichtigt, die Planungen für den Neubau des Verwaltungsgebäudes 
zügig weiter voranzutreiben. Für eine zielgerichtete, rechtssichere und wirtschaftliche Umsetzung 
dieses Großprojekts ist die Einhaltung der folgenden verfahrenstechnischen Schritte zwingend 
erforderlich: 
 

• 1. Projektsteuerung: Zunächst erfolgt die Ausschreibung und Beauftragung einer exter-
nen Projektsteuerung. 

• 2. Objektplanung (Architektur): Mit fachlicher Unterstützung der Projektsteuerung wird 
das Leistungsverzeichnis für das anstehende Vergabeverfahren der Objektplanung aus-
gearbeitet. 

• 3. Wirtschaftlichkeitsuntersuchung (2. Stufe): Das im Anschluss beauftragte Architektur-
büro erarbeitet schließlich die verschiedenen baulichen Varianten des Neubaus, die als 
Grundlage für die 2. Stufe der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung dienen. 

 
Zu a) Beauftragung einer Projektsteuerung:  
Wie bereits beim Neubau des Hallenbades und der Grundschule erfolgreich praktiziert, ist bei 
einem Bauvorhaben dieser Größenordnung die frühzeitige Einbindung einer professionellen 
Projektsteuerung unerlässlich. Sie minimiert Risiken durch eine koordinierte Planung, perma-
nente Kosten- und Terminkontrolle sowie eine strukturierte Kommunikation zwischen allen Betei-
ligten. Die Erfahrung zeigt, dass sich die Kosten für die Projektsteuerung durch die Vermeidung 
von Planungsdefiziten und Nachträgen im Projektverlauf amortisieren. Da die Kosten für die 
Projektsteuerung über den Schwellenwerten liegen, bedarf es eines Vergabeverfahrens. Analog 
zu vorangegangenen Projekten soll die Kanzlei KUNZ Rechtsanwälte Mainz mit der Erstellung 
des Leistungsverzeichnisses und der Durchführung des Teilnahmewettbewerbs betraut werden. 
 
Zu b) Freigabe des VgV-Verfahrens für die Objektplanung: 
Für die Objektplanung (Architektenleistungen) ist ein europaweites Wettbewerbsverfahren nach 
Vergabeverordnung (VgV) mit vorgeschaltetem Teilnahmewettbewerb durchzuführen. Ziel ist es, 
ein leistungsfähiges und wirtschaftlich arbeitendes Büro zu binden. 
Die Auswertung der Angebote erfolgt nach vorab streng festgelegten, objektiven Auswahl- und 
Zuschlagskriterien zusammen mit der Projektsteuerung. Da das VgV-Verfahren ein Höchstmaß 
an rechtlicher Bindung und Transparenz garantiert und der Zuschlag zwingend auf das nach 
dieser Bewertungsmatrix bestplatzierte Angebot entfallen muss, ist die eigentliche Auftrags-
vergabe lediglich der konsequente formale Abschluss dieses strikt reglementierten Prozesses. 
Ein politischer Gestaltungsspielraum bei der finalen Auswahl besteht an diesem Punkt des Ver-
fahrens nicht mehr. 
Aus diesem Grund ist die ausdrückliche Ermächtigung des Bürgermeisters zur abschließenden 
Auftragsvergabe und Vertragsunterzeichnung sachgerecht und geboten. Dieser Schritt stellt die 
Handlungsfähigkeit der Verwaltung sicher und vermeidet Projektverzögerungen. 
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Zu c) 2. Stufe der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung und I-Stock 
Um die finanzielle Belastung für die Verbandsgemeinde zu minimieren, wurde eine Förderung 
des Neubaus über den Investitionsstock (I-Stock) des Landes Rheinland-Pfalz beantragt. Das 
Antragsverfahren sieht vor, dass die Anträge über die zuständige Kreisverwaltung bei der Auf-
sichts- und Dienstleistungsdirektion (ADD) zur Vorprüfung eingereicht werden. 
Eine zwingende Fördervoraussetzung für Verwaltungsneubauten ist der strikte Nachweis der 
Wirtschaftlichkeit. Es muss gegenüber dem Fördermittelgeber (Land Rheinland-Pfalz) zweifels-
frei belegt werden, dass ein Neubau im Vergleich zu anderen Handlungsalternativen (wie Sanie-
rung im Bestand oder Anmietung) die wirtschaftlichste Lösung darstellt. Die 1. Stufe der Wirt-
schaftlichkeitsuntersuchung hatte damals bereits ergeben, dass ein Neubau die wirtschaftlichste 
Variante ist. 
 
Die Freigabe der 2. Stufe der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung ist daher der zwingende und ent-
scheidende nächste Schritt im Verfahren. Während die 1. Stufe die grundsätzliche Notwendigkeit 
eines Neubaus rechtfertigte, geht es in der 2. Stufe nun um die konkrete und wirtschaftlichste 
Ausgestaltung des Projekts. Hierbei müssen verschiedene Realisierungsvarianten des Verwal-
tungsneubaus (beispielsweise hinsichtlich der Kubatur, der Raumkonzepte, der Bauweise oder 
energetischer Standards) detailliert ausgearbeitet und einander gegenübergestellt werden. 
 
Diese konkretisierten Varianten des Neubaus sind im Anschluss der ADD sowie der Struktur- und 
Genehmigungsdirektion (SGD) zur sogenannten baufachlichen Prüfung vorzulegen. Im Rahmen 
dieser Prüfung evaluieren die Landesbehörden die Planungen intensiv auf ihre Zweckmäßigkeit, 
Wirtschaftlichkeit und Förderfähigkeit. Da es sich hierbei um einen detaillierten Prüfprozess 
handelt, ist für diese baufachliche Prüfung durch ADD und SGD aller Voraussicht nach, ein Zeit-
raum von ca. einem Jahr einzuplanen. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss und der Ausschuss für Planung und Bauwesen empfehlen und 
der Verbandsgemeinderat beschließt für den geplanten Verwaltungsneubau der Verbands-
gemeinde: 
 
a)  Die Verwaltung zu beauftragen, eine externe Projektsteuerung gemäß allen Leistungsstufen 

der AHO im Rahmen eines Stufenvertrages auszuschreiben und zu beauftragen. Die Erstel-
lung des hierfür notwendigen Leistungsverzeichnisses sowie die Durchführung des Teilnah-
mewettbewerbs erfolgen durch die Rechtsanwaltskanzlei KUNZ Rechtsanwälte Mainz. 

 
b)  Die Durchführung eines europaweiten VgV-Verfahrens (Vergabeverordnung) für die Objekt-

planung wird freigegeben. Der Bürgermeister wird ermächtigt, die abschließende Auftrags-
vergabe der Architekten- und Ingenieurleistungen nach Abschluss des VgV-Verfahrens vor-
zunehmen und die entsprechenden Verträge zu unterzeichnen. Die Gremien werden über 
die Ergebnisse der Vergabe unterrichtet. 

 
c)  Die 2. Stufe der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung wird freigegeben. Die Verwaltung wird 

beauftragt, diese als Voraussetzung auf Gewährung von Zuwendungen aus dem Investi-
tionsstock (I-Stock) des Landes Rheinland-Pfalz voranzutreiben. 

 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 11411-096100-41-5 
Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von 1.500.000 € zur Verfügung. 
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Beratung: 
 
Die Erste Beigeordnete Gabriele Wagner erläutert die Beschlussvorlage. 
 
Mario Gebhardt (SPD), Mitglied Haupt- und Finanzausschuss, fragt nach der Umsetzung des 
Beschlusses über die Verlängerung des Mietverhältnisses mit der Ortsgemeinde Guntersblum im 
Leininger Schloss. Nach seinem Kenntnisstand wäre dieser noch nicht umgesetzt. 
 
Der Vorsitzende erläutert hierzu, dass aufgrund der Planung eines Neubaus des Verwaltungs-
gebäudes dieser nicht umsetzbar ist. Die ADD hat bei der Wirtschaftlichkeitsprüfung die Konzen-
tration auf einen Standort favorisiert. Da der ZAR aus dem ersten Stockwerk ausziehen wird, 
entfällt der Mieter mit der größten Fläche. Eine einseitige Ausstiegsklausel für die Ortsgemeinde 
kann es nicht geben. Es gab bereits Gespräche mit der Ortsgemeinde. Die Verbandsgemeinde 
hat bei der Entwicklung einer neuen Nutzung außerdem Unterstützung angeboten. Derzeit wolle 
man aber intern beratschlagen, wie eine weitere Nutzung des Gebäudes aussehen könnte. Der-
zeit läuft im Übrigen das Mietverhältnis noch weiter. 
 
Mario Gebhardt (SPD), Mitglied Haupt- und Finanzausschuss fragt, wie der Entwicklungsstand 
bei den auflösenden Bedingungen des Angebotskaufvertrages für ein potentielles Grundstück für 
den Neubau ist. Man ist der Auffassung, dass die Beschlüsse ohne Klärung der Standortfrage 
nicht gefasst werden können. 
 
Der Vorsitzende merkt an, dass die Ausführungen zu der Anfrage nicht in öffentlicher Sitzung 
erfolgen können. Soweit es keine Einwände gibt, muss daher die Nichtöffentlichkeit hergestellt 
werden. 
 
Die Ausschussmitglieder erheben hierzu keine Einwände. Die Ausführungen werden unter TOP 
1.1 zur Niederschrift gebracht. Die Nichtöffentlichkeit wurde um 19:30 Uhr hergestellt. 
 
Um 20:08 Uhr wird die öffentliche Sitzung fortgesetzt. 
 
Nach eingehender Beratung erfolgen die Beschlüsse getrennt nach Ausschüssen sowie a) bis c) 
getrennt voneinander. 
 
Beschluss: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss und der Ausschuss für Planung und Bauwesen empfehlen und 
der Verbandsgemeinderat beschließt für den geplanten Verwaltungsneubau der Verbands-
gemeinde: 
 
a)  Die Verwaltung zu beauftragen, eine externe Projektsteuerung gemäß allen Leistungsstufen 

der AHO im Rahmen eines Stufenvertrages auszuschreiben und zu beauftragen. Die Erstel-
lung des hierfür notwendigen Leistungsverzeichnisses sowie die Durchführung des Teil-
nahmewettbewerbs erfolgen durch die Rechtsanwaltskanzlei KUNZ Rechtsanwälte Mainz. 

 
Abstimmung Ausschuss für Planung und Bauwesen: 
Mehrheitlich angenommen bei 12 Ja- und 2 Nein-Stimmen. 
 
Abstimmung Haupt- und Finanzausschuss: 
Mehrheitlich angenommen bei 10 Ja- und 3 Nein-Stimmen. 
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b)  Die Durchführung eines europaweiten VgV-Verfahrens (Vergabeverordnung) für die Objekt-

planung wird freigegeben. Der Bürgermeister wird ermächtigt, die abschließende Auftrags-
vergabe der Architekten- und Ingenieurleistungen nach Abschluss des VgV-Verfahrens vor-
zunehmen und die entsprechenden Verträge zu unterzeichnen. Die Gremien werden über 
die Ergebnisse der Vergabe unterrichtet. 

 
Abstimmung Ausschuss für Planung und Bauwesen: 
Mehrheitlich angenommen bei 12 Ja- und 2 Nein-Stimmen. 
 
Abstimmung Haupt- und Finanzausschuss: 
Mehrheitlich angenommen bei 10 Ja- und 3 Nein-Stimmen. 
 

c)  Die 2. Stufe der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung wird freigegeben. Die Verwaltung wird 
beauftragt, diese als Voraussetzung auf Gewährung von Zuwendungen aus dem Investi-
tionsstock (I-Stock) des Landes Rheinland-Pfalz voranzutreiben. 

 
Abstimmung Ausschuss für Planung und Bauwesen: 
Mehrheitlich angenommen bei 11 Ja-, 2 Nein-Stimmen und 1 Enthaltung. 
 
Abstimmung Haupt- und Finanzausschuss: 
Mehrheitlich angenommen bei 8 Ja-, 3 Nein-Stimmen und 2 Enthaltung. 
 
 
 
 

2. Flächennutzungsplan 2030 der Verbandsgemeinde Rhein-Selz; 
Hier: Beratung und Beschlussfassung über den Aufstellungsbeschluss  
gemäß § 2 Abs. 1 BauGB zur 14. Änderung des Flächennutzungsplan 2030  
in der Gemarkung Dalheim 
Änderung einer landwirtschaftlichen Fläche in eine Gemeinbedarfsfläche Schule 
(Vorlagen-Nummer: 001/2026/0008) 
 

 
Hubert Horn, als Stimmberechtigter im Ausschuss für Planung und Bauwesen und Haupt- und 
Finanzausschuss nimmt an der Beratung und Beschlussfassung nicht teil. 
 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Die Verbandsgemeinde Rhein-Selz beabsichtigt den Neubau einer Grundschule zur Sicherstel-
lung der schulischen Infrastruktur. Da der Standort in Dalheim im aktuellen Flächennutzungsplan 
nicht als Flächen für den Gemeinbedarf (Schule) ausgewiesen sind, ist eine entsprechende 
Änderung des FNP zwingend erforderlich. 
 
Um den straffen Zeitplan des Gesamtprojekts einzuhalten, soll das Bauleitplanverfahren parallel 
zur Objektplanung eingeleitet werden. Ziel ist es, die planungsrechtlichen Voraussetzungen für 
die Aufstellung eines Bebauungsplans durch die Ortsgemeinde im Wege der Parallelaufstellung 
zu schaffen. 
 
Anlagen: 
Anlage 1: Geltungsbereich FNP 2030 14. Änderung Teilgebiet Dalheim 
Anlage 2: Honorarangebot BHMP für die Änderung des FNP 2030 mit Umweltbericht 
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Beschlussvorschlag: 
 
1. Der Verbandsgemeinderat der Verbandsgemeinde Rhein-Selz fasst gemäß § 2 Abs. 1 

BauGB den Aufstellungsbeschluss zur 14. Änderung des Flächennutzungsplanes 2030 der 
Verbandsgemeinde Rhein-Selz in der Gemarkung Dalheim. Ziel ist die Errichtung einer 
Grundschule. Der künftige Geltungsbereich umfasst die in Anlage 1 durch eine dick gestri-
chelte Linie dargestellte Fläche. 

 
2. Die Verwaltung wird beauftragt, den Aufstellungsbeschluss ortsüblich bekannt zu machen, 

den Vorentwurf erarbeiten zu lassen und die landesplanerische Stellungnahme gemäß § 20 
Landesplanungsgesetz einzuholen. 

 
3. Der Verbandsgemeinderat beschließt das Planungsbüro BHM, Bruchsal, mit der Teilfort-

schreibung zu beauftragen. 
 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 001/51112-562550 
Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von 80.000 € zur Verfügung. 
 
Beratung: 
 
Die Erste Beigeordnete Gabriele Wagner erläutert die Beschlussvorlage und das vorausgegan-
gene Verfahren zur Auswahl des Standortes. Weiter wird berichtet, dass der Gemeinderat der 
Ortsgemeinde Dalheim den Aufstellungsbeschluss für den Bebauungsplan einstimmig bei drei 
Enthaltungen beschlossen hat. Auf Anfrage wird mitgeteilt, dass in der Bewertung der Grund-
stücke die Folgekosten für die Ortsgemeinden auf 30 Jahre eingeflossen sind. 
 
Beschluss: 
 
1. Der Verbandsgemeinderat der Verbandsgemeinde Rhein-Selz fasst gemäß § 2 Abs. 1 BauGB 

den Aufstellungsbeschluss zur 14. Änderung des Flächennutzungsplanes 2030 der Ver-
bandsgemeinde Rhein-Selz in der Gemarkung Dalheim. Ziel ist die Errichtung einer Grund-
schule. Der künftige Geltungsbereich umfasst die in Anlage 1 durch eine dick gestrichelte 
Linie dargestellte Fläche. 

 
2. Die Verwaltung wird beauftragt, den Aufstellungsbeschluss ortsüblich bekannt zu machen, 

den Vorentwurf erarbeiten zu lassen und die landesplanerische Stellungnahme gemäß § 20 
Landesplanungsgesetz einzuholen. 

 
3. Der Verbandsgemeinderat beschließt das Planungsbüro BHM, Bruchsal, mit der Teilfort-

schreibung zu beauftragen. 
 
Abstimmung zu 1.) bis 3.) in einem Beschluss: 
 
Ausschuss für Planung und Bauwesen:  mehrheitlich angenommen bei  

 10 Ja-Stimmen, 3 Enthaltungen 
 
Haupt- und Finanzausschuss:  mehrheitlich angenommen bei  

 9 Ja-, 2 Nein-Stimmen, 1 Enthaltung 
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3. Sponsorenleistungen, Spenden, Schenkungen und ähnliche Zuwendungen  

gemäß § 94 Abs. 3 Satz 5 GemO 
(Vorlagen-Nummer: 001/2026/0015) 
 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Gemäß § 94 Abs. 3 GemO sind Einwerbungen, Annahme oder Vermittlung von Sponsoring-
leistungen, Spenden, Schenkungen und ähnliche Zuwendungen von / an Dritte nur zur Erfüllung 
von freien Selbstverwaltungsaufgaben und Pflichtaufgaben der Selbstverwaltung nach § 2 Abs. 
1 GemO zulässig.  
 
Ausnahmen hiervon sind: 
 

• Aufgaben im Rahmen der Eingriffsverwaltung 

• Bei bösem Anschein für eine Beeinflussung bei der Wahrnehmung  
von Verwaltungsaufgaben. 

 
Bei der Auswahl der Sponsoringpartner ist die Chancengleichheit konkurrierender Sponsoren zu 
wahren. Einwerbung und Entgegennahme von Angeboten einer Zuwendung dürfen nur durch 
den Bürgermeister oder einen Beigeordneten vorgenommen werden. Das Angebot einer Zuwen-
dung ist der Aufsichtsbehörde unverzüglich anzuzeigen. Über die Annahme oder Vermittlung 
eines Angebotes einer Zuwendung entscheidet der Gemeinderat oder ein zuständiger Aus-
schuss. Dem Gemeinderat bzw. dem zuständigen Ausschuss und der Aufsichtsbehörde sind 
sämtliche für die Entscheidung maßgeblichen Tatsachen offen zu legen. Hierzu gehört insbeson-
dere ein anderweitiges Beziehungsverhältnis zwischen der Gemeinde und dem Geber. Die für 
die Entscheidung maßgeblichen Tatsachen sind in geeigneter Weise zu dokumentieren und vor-
zuhalten.  
 
Diese Entscheidung ist nach § 93 Abs. 3 GemO in öffentlicher Sitzung zu behandeln.  
 
Hat ein Zuwendungsgeber aus berechtigtem Interesse um vertrauliche Behandlung seines 
Namens gebeten, kann die Annahme dieser Zuwendung in nichtöffentlicher Sitzung beschlossen 
werden. Im Zweifel ist aber anzuraten, auf die Annahme einer solchen Spende eher zu verzich-
ten.  
 
Zuwendungen eines Zuwendungsgebers die im Haushaltsjahr 100,00 € in der Summe nicht über-
schreiten unterliegen nicht den Verfahrensbestimmungen nach § 94 Abs. 3 Satz 4 Halbsatz 2 
und Satz 5 GemO. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss stimmt der Annahme nachfolgender angebotener Zuwendun-
gen zu: 
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Zuwendungsgeber Höhe der Zuwendungen in € Zuwendungszweck 

Rheinhessen Sparkasse  500 Ferienprogramm 

Lotto Stiftung  
Rheinland-Pfalz 

1.000 Ferienprogramm 

EDG 100 Ferienprogramm 

Volksbank Darmstadt Mainz 
eG 

250 Ferienprogramm 

Jens und Heike Lemke 375 Rhein-Selz Gefährten  

Rainer und Susanna Becker  390,50 Rhein-Selz Gefährten  

Martin Elgert 30 Rhein-Selz Gefährten  

Stefan Arnold  460 Rhein-Selz Gefährten  

MAP-Consulting 651,70 Rhein-Selz Gefährten  

Volksbank Alzey-Worms eG 300 Ferienprogramm 

 
Beratung: 
 
Der Vorsitzende erläutert die Beschlussvorlage. Die Abstimmung über die Annahme der aufge-
listeten Zuwendungen erfolgt nur durch den Haupt- und Finanzausschuss. 
 
Beschluss: 
 
Beschluss entsprechend dem Beschlussvorschlag mit Auflistung der Zuwendungen: 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig angenommen bei 13 Ja-Stimmen. 
 
 
 
 
4. Mitteilungen 

  
 
Der Vorsitzende teilt mit, dass die Erstellung der Haushalte der Ortsgemeinden und die Jahres-
abschlüsse die Verwaltung weiterhin vor eine Herausforderung stellen. Eine Stelle kann jetzt 
wieder besetzt werden. Das Budget für die externe Erstellung der Jahresabschlüsse wurde im 
Rahmen der Haushaltsberatung für 2026 abgelehnt. 
 
Die Erste Beigeordnete teilt mit: 
 
 Die Arbeiten im Neubau der Grundschule Dolgesheim stehen kurz vor dem Abschluss. 

Der Bezug und die Nutzung sind für nach den Osterferien geplant. 
 Für den Neubau des Feuerwehrgerätehauses Oppenheim wird gerade das Leistungs-

verzeichnis für den Abriss und den Rohbau erstellt. 
 Für die Erweiterung der Grundschule Guntersblum wird mit der Baugenehmigung im Laufe 

der nächsten Woche gerechnet. 
 Für den Neubau des Feuerwehrgerätehauses Guntersblum soll ebenfalls in Kürze die Bau-

genehmigung eingehen.  
 Weitere Maßnahmen sollen angestoßen werden, sobald die Genehmigung zum Haushalt 

2026 vorliegt. 
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5. Anfragen 

  
 
Keine. 
 
 
Die Ausschussmitglieder, welche ausschließlich für den Ausschuss für Planung- und Bauwesen 
anwesend waren, verlassen den Sitzungsraum. 
 
 
 
 
Nach dem nichtöffentlichen Teil der Sitzung 
 
  

Bekanntgabe der Beschlüsse aus dem nichtöffentlichen Teil der Sitzung 
  

 
Nach Herstellung der Öffentlichkeit gibt der Vorsitzende bekannt, dass der Haupt- und Finanz-
ausschuss abschließend zwei Personalentscheidungen zugestimmt hat. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Vorsitzende Schriftführung 
  
  
Martin Groth Julian Mader 
Bürgermeister  
 
 
 


